
 

 
 
 

Staatsanwaltschaft des Kantons Basel-Stadt 
 

 
Rechtsbelehrung für Auskunftspersonen, 
die sich als Privatklägerschaft konstituiert haben 
 
Auszug aus der Schweizerischen Strafprozessordnung (StPO) 
 
Art. 178 Begriff 

Als Auskunftsperson wird einvernommen, wer: 

a. sich als Privatklägerschaft konstituiert hat; 

b. zur Zeit der Einvernahme das 15. Altersjahr noch nicht zurückgelegt hat; 

c. wegen eingeschränkter Urteilsfähigkeit nicht in der Lage ist, den Gegenstand der Einvernahme zu erfassen; 

d. ohne selber beschuldigt zu sein, als Täterin, Täter, Teilnehmerin oder Teilnehmer der abzuklärenden Straftat 
oder einer anderen damit zusammenhängenden Straftat nicht ausgeschlossen werden kann; 

e. als mitbeschuldigte Person zu einer nicht selber zur Last gelegten Straftat zu befragen ist; 

f. in einem andern Verfahren wegen einer Tat, die mit der abzuklärenden Straftat in Zusammenhang steht, 
beschuldigt ist; 

g. in einem gegen ein Unternehmen gerichteten Strafverfahren als Vertreterin oder Vertreter des Unternehmens  
bezeichnet worden ist oder bezeichnet werden könnte, sowie ihre oder seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
 
Art. 180 Abs. 2 Stellung 

Die Privatklägerschaft (Art. 178 Bst. a) ist vor der Staatsanwaltschaft, vor den Gerichten sowie vor der Polizei, die 
sie im Auftrag der Staatsanwaltschaft einvernimmt, zur Aussage verpflichtet. Im Übrigen sind die Bestimmungen 
über die Zeuginnen und Zeugen sinngemäss anwendbar, mit Ausnahme von Artikel 176. 
 
Art. 168 Zeugnisverweigerungsrecht aufgrund persönlicher Beziehungen 

1 Das Zeugnis können verweigern: 

a. die Ehegattin oder der Ehegatte der beschuldigten Person oder wer mit dieser eine faktische 
Lebensgemeinschaft führt; 

b. wer mit der beschuldigten Person gemeinsame Kinder hat; 

c. die in gerader Linie Verwandten oder Verschwägerten der beschuldigten Person; 

d. die Geschwister und Stiefgeschwister der beschuldigten Person sowie die Ehegattin oder der Ehegatte eines 
Geschwisters oder Stiefgeschwisters; 

e. die Geschwister und Stiefgeschwister der durch Ehe mit der beschuldigten Person verbundenen Person, sowie 
die Ehegattin oder der Ehegatte eines Geschwisters oder Stiefgeschwisters; 

f. die Pflegeeltern, die Pflegekinder und die Pflegegeschwister der beschuldigten Person; 

g. die für die beschuldigte Person zur Vormundschaft, zur Beiratschaft oder zur Beistandschaft eingesetzte 
Person. 
2 Das Zeugnisverweigerungsrecht nach Absatz 1 Buchstaben a und f besteht fort, wenn die Ehe aufgelöst wird 
oder wenn bei einer Familienpflege das Pflegeverhältnis nicht mehr besteht. 
3 Die eingetragene Partnerschaft wird der Ehe gleichgestellt. 
4 Das Zeugnisverweigerungsrecht entfällt, wenn: 

a. sich das Strafverfahren auf eine Straftat nach den Artikeln 111-113, 122, 140, 184, 185, 187, 189, 190 oder 
191 StGB bezieht; und 

b. sich die Tat gegen eine Person richtete, zu der die Zeugin oder der Zeuge nach den Absätzen 1-3 in 
Beziehung steht. 
 
Art. 169 Zeugnisverweigerungsrecht zum eigenen Schutz oder zum Schutz nahe stehender Personen 

1 Eine Person kann das Zeugnis verweigern, wenn sie sich mit ihrer Aussage selbst derart belasten würde, dass 
sie: 

a. strafrechtlich verantwortlich gemacht werden könnte; 

b. zivilrechtlich verantwortlich gemacht werden könnte, und wenn das Schutzinteresse das 
Strafverfolgungsinteresse überwiegt. 
2 Das Zeugnisverweigerungsrecht besteht auch dann, wenn die Person mit ihrer Aussage eine ihr im Sinne von 
Artikel 168 Absätze 1-3 nahe stehenden Person belasten würde; vorbehalten bleibt Artikel 168 Absatz 4. 
3 Eine Person kann das Zeugnis verweigern, wenn ihr oder einer ihr im Sinne von Artikel 168 Absätze 1-3 nahe 
stehenden Person durch ihre Aussage eine erhebliche Gefahr für Leib und Leben oder ein anderer schwerer 
Nachteil droht, welcher mit Schutzmassnahmen nicht abgewendet werden kann. 
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4 Ein Opfer einer Straftat gegen die sexuelle Integrität kann in jedem Fall die Aussage zu Fragen verweigern, die 
seine Intimsphäre betreffen. 
 
Art. 170 Zeugnisverweigerungsrecht auf Grund eines Amtsgeheimnisses 

1 Beamtinnen und Beamte im Sinne von Artikel 110 Absatz 3 StGB und ihre Hilfspersonen sowie Mitglieder von 
Behörden und ihre Hilfspersonen können das Zeugnis über Geheimnisse verweigern, die ihnen in ihrer amtlichen 
Eigenschaft anvertraut worden sind oder die sie bei der Ausübung ihres Amtes oder ihrer Hilfstätigkeit 
wahrgenommen haben. 
2 Sie haben auszusagen, wenn sie: 

a. einer Anzeigepflicht unterliegen; oder  

b. von ihrer vorgesetzten Behörde zur Aussage schriftlich ermächtigt worden sind.  
3 Die vorgesetzte Behörde erteilt die Ermächtigung zur Aussage, wenn das Interesse an der Wahrheitsfindung 
das Geheimhaltungsinteresse überwiegt. 
 
Art. 171 Zeugnisverweigerungsrecht auf Grund eines Berufsgeheimnisses 

1 Geistliche, Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Verteidigerinnen und Verteidiger, Notarinnen und Notare, 
Patentanwältinnen und Patentanwälte, Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Chiropraktorinnen und 
Chiropraktoren, Apothekerinnen und Apotheker, Psychologinnen und Psychologen sowie ihre Hilfspersonen 
können das Zeugnis über Geheimnisse verweigern, die ihnen aufgrund ihres Berufes anvertraut worden sind oder 
die sie in dessen Ausübung wahrgenommen haben. 
2 Sie haben auszusagen, wenn sie: 

a. einer Anzeigepflicht unterliegen; oder 

b. nach Artikel 321 Ziffer 2 StGB von der Geheimnisherrin, dem Geheimnisherrn oder schriftlich von der 
zuständigen Stelle von der Geheimnispflicht entbunden worden sind. 
3 Die Strafbehörde beachtet das Berufsgeheimnis auch bei Entbindung von der Geheimnispflicht, wenn die 
Geheimnisträgerin oder der Geheimnisträger glaubhaft macht, dass das Geheimhaltungsinteresse der 
Geheimnisherrin oder des Geheimnisherrn überwiegt. 
4 Das Anwaltsgesetz vom 23. Juni 2000 bleibt vorbehalten. 
 
Art. 172 Quellenschutz der Medienschaffenden 

1 Personen, die sich beruflich mit der Veröffentlichung von Informationen im redaktionellen Teil eines periodisch 
erscheinenden Mediums befassen, sowie ihre Hilfspersonen können das Zeugnis über die Identität der Autorin 
oder des Autors oder über Inhalt und Quellen ihrer Informationen verweigern. 
2 Sie haben auszusagen, wenn: 

a. das Zeugnis erforderlich ist, um eine Person aus einer unmittelbaren Gefahr für Leib und Leben zu retten; 

b. ohne das Zeugnis eine der folgenden Straftaten nicht aufgeklärt werden kann: 
1. Tötungsdelikte im Sinne der Artikel 111-113 StGB, 
2. Verbrechen, die mit einer Freiheitsstrafe von mindestens 3 Jahren bedroht sind, 
3. Straftaten nach den Artikeln 187, 189, 190, 191, 197 Ziffer 3, 260ter, 260quinquies, 305bis, 305ter, und 322ter-
322septies StGB, 
4. Straftaten nach Artikel 19 Ziffer 2 des Betäubungsmittelgesetzes vom 3. Oktober 1951. 
 
Art. 173 Zeugnisverweigerungsrecht bei weiteren Geheimhaltungspflichten 

1 Wer nach einer der folgenden Bestimmungen Berufsgeheimnisse wahren muss, hat nur auszusagen, wenn das 
Interesse an der Wahrheitsfindung das Geheimhaltungsinteresse überwiegt: 

a. Artikel 321bis StGB 

b. Artikel 139 Absatz 3 des Zivilgesetzbuchs; 

c. Artikel 2 des Bundesgesetzes vom 9. Oktober 1981 über die Schwangerschaftsberatungsstellen; 

d. Artikel 11 des Opferhilfegesetzes vom 23. März 2007; 

e. Artikel 15 Absatz 2 des Betäubungsmittelgesetzes vom 3. Oktober 1951. 

f. Artikel 16 Buchstabe f des Gesundheitsberufegesetzes vom 30. September 2016. 
2 Trägerinnen und Träger anderer gesetzlich geschützter Geheimnisse sind zur Aussage verpflichtet. Die 
Verfahrensleitung kann sie von der Zeugnispflicht befreien, wenn sie glaubhaft machen können, dass das 
Geheimhaltungsinteresse das Interesse an der Wahrheitsfindung überwiegt. 
 
Art. 174 Entscheid über die Zulässigkeit der Zeugnisverweigerung 

1 Über die Zulässigkeit der Zeugnisverweigerung entscheidet: 

a. im Vorverfahren: die einvernehmende Behörde; 

b. nach Anklageerhebung: das Gericht. 

2 Die Zeugin oder der Zeuge kann sofort nach der Eröffnung des Entscheides die Beurteilung durch die 
Beschwerdeinstanz verlangen. 
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3 Bis zum Entscheid der Beschwerdeinstanz hat die Zeugin oder der Zeuge ein Zeugnisverweigerungsrecht. 
 
Art. 175 Ausübung des Zeugnisverweigerungsrechts 

1 Die Zeugin oder der Zeuge kann sich jederzeit auf sein Zeugnisverweigerungsrecht berufen oder den Verzicht 
darauf widerrufen. 
2 Aussagen, die eine Zeugin oder ein Zeuge nach Belehrung über das Zeugnisverweigerungsrecht gemacht hat, 
können auch dann als Beweis verwertet werden, wenn sich die Zeugin oder der Zeuge zu einem späteren 
Zeitpunkt auf das Zeugnisverweigerungsrecht beruft oder den Verzicht auf das Zeugnisverweigerungsrecht 
widerruft. 
 
Art. 427 Kostentragungspflicht der Privatklägerschaft und der antragstellenden Person 

1 Der Privatklägerschaft können die Verfahrenskosten, die durch ihre Anträge zum Zivilpunkt verursacht worden 
sind, auferlegt werden, wenn: 

a. das Verfahren eingestellt oder die beschuldigte Person freigesprochen wird; 

b. die Privatklägerschaft die Zivilklage vor Abschluss der erstinstanzlichen Hauptverhandlung zurückzieht; 

c. die Zivilklage abgewiesen oder auf den Zivilweg verwiesen wird. 
2 Bei Antragsdelikten können die Verfahrenskosten der antragstellenden Person, sofern diese mutwillig oder grob 
fahrlässig die Einleitung des Verfahrens bewirkt oder dessen Durchführung erschwert hat, oder der 
Privatklägerschaft auferlegt werden: 

a. wenn das Verfahren eingestellt oder die beschuldigte Person freigesprochen wird; und 

b. soweit die beschuldigte Person nicht nach Artikel 426 Absatz 2 kostenpflichtig ist. 
3 Zieht die antragstellende Person im Rahmen eines durch die Staatsanwaltschaft vermittelten Vergleichs den 
Strafantrag zurück, so trägt in der Regel der Bund oder der Kanton die Verfahrenskosten. 
4 Eine Vereinbarung zwischen der antragstellenden und der beschuldigten Person über die Kostentragung beim 
Rückzug des Strafantrags bedarf der Genehmigung der Behörde, welche die Einstellung verfügt. Die 
Vereinbarung darf sich nicht zum Nachteil des Bundes oder des Kantons auswirken. 

 
 
Auszug aus dem Schweizerischen Strafgesetzbuch (StGB) 
 
Art. 303 Falsche Anschuldigung 

1. Wer einen Nichtschuldigen wider besseres Wissen bei der Behörde eines Verbrechens oder eines Vergehens 
beschuldigt, in der Absicht, eine Strafverfolgung gegen ihn herbeizuführen, 

wer in anderer Weise arglistige Veranstaltungen trifft, in der Absicht, eine Strafverfolgung gegen einen 
Nichtschuldigen herbeizuführen, 

wird mit Freiheitsstrafe oder Geldstrafe bestraft. 

2. Betrifft die falsche Anschuldigung eine Übertretung, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe. 
 
Art. 304 Irreführung der Rechtspflege 

1. Wer bei einer Behörde wider besseres Wissen anzeigt, es sei eine strafbare Handlung begangen worden, 

wer sich selbst fälschlicherweise bei der Behörde einer strafbaren Handlung beschuldigt,  

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. 

2. In besonders leichten Fällen kann der Richter von einer Bestrafung Umgang nehmen. 
 
Art. 305 Begünstigung 

1 Wer jemanden der Strafverfolgung, dem Strafvollzug oder dem Vollzug einer der in den Artikeln 59–61, 63 und 
64 vorgesehenen Massnahmen entzieht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. 
1bis Ebenso wird bestraft, wer jemanden, der im Ausland wegen eines Verbrechens nach Artikel 101 verfolgt wird 
oder verurteilt wurde, der dortigen Strafverfolgung oder dem dortigen Vollzug einer Freiheitsstrafe oder einer 
Massnahme im Sinne der Artikel 59–61, 63 oder 64 entzieht. 
2 Steht der Täter in so nahen Beziehungen zu dem Begünstigten, dass sein Verhalten entschuldbar ist, so kann 
der Richter von einer Bestrafung Umgang nehmen. 

 


